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Gesetz uber die Statistik fur das Hochschulwesen sowie fur die
Berufsakademien (Hochschulstatistikgesetz - HStatG)

HStatG
Ausfertigungsdatum: 02.11.1990
Vollzitat:

"Hochschulstatistikgesetz vom 2. November 1990 (BGBI. | S. 2414), das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 7.
Dezember 2016 (BGBI. | S. 2826) geandert worden ist"

Stand: Zuletzt gedndert durch Art. 1 G v. 2.3.2016 | 342
Hinweis: Anderung durch Art. 3 G v. 7.12.2016 1 2826 (Nr. 59) noch nicht berlcksichtigt

FuBnote

(+++ Textnachweis ab: 1.6.1992 +++)

Uberschrift: IdF d. Art. 1 Nr. 1 G v. 2.3.2016 | 342 mWv 1.3.2016

Eingangsformel

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:

8§ 1 Zweck

(1) FUr Zwecke der Gesetzgebung und Planung im Hochschulbereich und bei den Berufsakademien sowie

zur Erflllung der Datenlieferverpflichtungen nach der Verordnung (EU) Nr. 912/2013 der Kommission vom

23. September 2013 zur Durchfihrung der Verordnung (EG) Nr. 452/2008 des Europaischen Parlaments und
des Rates Uber die Erstellung und die Entwicklung von Statistiken Uber Bildung und lebenslanges Lernen im
Hinblick auf Statistiken Uber die Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung (ABI. L 252 vom 24.9.2013,
S. 5) und der Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 995/2012 der Kommission vom 26. Oktober 2012 mit
Durchfiihrungsvorschriften zur Entscheidung Nr. 1608/2003/EG des Europaischen Parlaments und des Rates
zur Erstellung und Entwicklung von Gemeinschaftsstatistiken Gber Wissenschaft und Technologie (ABI. L 299
vom 27.10.2012, S. 18) wird eine Bundesstatistik, teilweise als Studienverlaufsstatistik, durchgeflhrt. Sie
liefert Entscheidungsgrundlagen flr eine evidenzbasierte Forschungs- und Wissenschaftspolitik und dient der
Kapazitats- und Finanzplanung im Hochschulbereich, der Qualitatssicherung der Hochschulbildung, der Planung
von MaBnahmen zur Férderung des wissenschaftlichen Nachwuchses sowie der Mobilitat im Hochschulbereich
und der Sicherung der Chancengleichheit von Frauen in Flihrungspositionen.

(2) Das Erhebungs- und Aufbereitungsprogramm ist so zu gestalten, dal die Ergebnisse fur Zwecke der
Gesetzgebung sowie der Planung in Bund, Landern, Hochschulen und Berufsakademien im Rahmen der
jeweiligen Zustandigkeiten Verwendung finden kénnen.

§ 2 Erhebungsbereich

Die Erhebungen erstrecken sich auf:

1. Hochschulen einschlieBlich der Hochschulkliniken und sonstiger der Ausbildung von Studenten dienenden
Krankenanstalten,

2. staatliche und kirchliche Priifungsamter, soweit sie Priifungen abnehmen, die ein Studium an den in Nummer
1 genannten Einrichtungen abschlieRen, und

3. Berufsakademien.

§ 3 Erhebungsmerkmale bei Einrichtungen nach § 2 Nummer 1 (Hochschulen und Hochschulkliniken)
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(1) Bei den in § 2 Nummer 1 genannten Einrichtungen werden flr die Studierenden, die Prafungsteilnehmenden
sowie die Exmatrikulierten semesterweise, jeweils nach Ablauf der Immatrikulationsfrist oder nach bestandener
oder endgultig nicht bestandener Abschlussprufung folgende Erhebungsmerkmale erfasst:

1. Geschlecht;

2 Geburtsmonat und -jahr;

3 Staatsangehdrigkeit; weitere Staatsangehdrigkeit;

4, Land und Kreis des Heimat- sowie des Semesterwohnsitzes;
5

Land, Kreis und Jahr des Erwerbs sowie Art der Hochschulzugangsberechtigung; bei Erwerb der
Hochschulzugangsberechtigung auRerhalb der Bundesrepublik Deutschland der Staat des Erwerbs;

o

berufspraktische Tatigkeit vor Aufnahme des Studiums;
Praxissemester und Semester an Studienkollegs;

8. Bezeichnung der Hochschule; Bezeichnung des Standorts der Hochschule, sofern an diesem Standort
regelmaBig und dauerhaft Lehrveranstaltungen von mehr als 100 Semesterwochenstunden angeboten
werden; verschiedene Hochschulstandorte innerhalb desselben Landkreises oder derselben kreisfreien
Stadt sind nicht gesondert auszuweisen; flr Stadtstaaten gilt die gleiche Regel wie fur kreisfreie Stadte;

9. Bezeichnung der gleichzeitig besuchten weiteren Hochschule; bei einer Hochschule auBerhalb der
Bundesrepublik Deutschland der Staat der gleichzeitig besuchten Hochschule;

10. Bezeichnung der Hochschule sowie Semester und Jahr der Ersteinschreibung; Bezeichnung der im
vorangegangenen Semester besuchten Hochschulen; bei Ersteinschreibung an einer Hochschule auBerhalb
der Bundesrepublik Deutschland oder bei Besuch einer solchen Hochschule im vorangegangenen Semester
der Staat der Hochschule;

11. Studiengange einschlielich Studiengange im vorangegangenen Semester sowie an der gleichzeitig
besuchten weiteren Hochschule;

12.  Ort der angestrebten Abschlusspriifung; bei einem Ort aulRerhalb der Bundesrepublik Deutschland der
Staat der angestrebten Abschlussprifung;

13. Regelstudienzeit des Studiengangs;
14. Art, Fach, Semester, Monat und Jahr des Prifungsabschlusses;
15. Prifungserfolg und Gesamtnote abgelegter Prifungen;

16. Hochschule, an der der vorherige Abschluss erworben wurde; bei Erwerb des vorherigen Abschlusses
auBerhalb der Bundesrepublik Deutschland der Staat, in dem der vorherige Abschluss erworben wurde;

17. Art und Dauer der Studienunterbrechungen;

18. Grund, Semester und Jahr bei Beurlaubung und Exmatrikulation;
19. Horerstatus;

20. Fach- und Hochschulsemester;

21. Artdes Studiums.

(2) Bei den in § 2 Nummer 1 genannten Einrichtungen werden jeweils im Wintersemester flir jeden Gasthorer
folgende Erhebungsmerkmale erfasst:

1. Bezeichnung der Hochschule;
2. Geschlecht;

3. Geburtsmonat und -jahr;

4. Staatsangehorigkeit;

5. Fachrichtung.

(3) Bei den in § 2 Nummer 1 genannten Einrichtungen werden flr die im Kalenderjahr Habilitierten zum Zeitpunkt

ihrer Habilitation folgende Erhebungsmerkmale erfasst:
1. Bezeichnung der Hochschule;
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Geschlecht;

Geburtsmonat und -jahr;

Staatsangehdrigkeit;

Monat und Fach der Habilitation;

Art des Dienst- oder Beschaftigungsverhaltnisses;

No vk wNnN

fachliche und organisatorische Zugehérigkeit.

(4) Bei den in § 2 Nummer 1 genannten Einrichtungen werden jahrlich zum 1. Dezember flr das Personal, auch
soweit kein Anstellungsverhaltnis zum Land oder zur Hochschule besteht, folgende Erhebungsmerkmale erfasst:

1. Bezeichnung der Hochschule;

2. fachliche und organisatorische Zugehérigkeit;

3. Geschlecht;

4. Dienst- oder Beschaftigungsverhaltnis zur Hochschule oder zu einem Mitglied der Hochschule;
5. tarifliche Einstufung;

6. Art der Finanzierung.

(5) Bei den in § 2 Nummer 1 genannten Einrichtungen werden fir das wissenschaftliche und klinstlerische
Personal in allen Laufbahngruppen und fiir das Verwaltungs-, technische und sonstige Personal im héheren
Dienst sowie in vergleichbaren Laufbahngruppen jahrlich zum 1. Dezember zusatzlich zu den Merkmalen nach
Absatz 4 folgende Merkmale erfasst:

1. Staatsangehdrigkeit;
2. Geburtsmonat und -jahr;

3. hdchster Hochschulabschluss; Jahr des Erwerbs des hdchsten Hochschulabschlusses; Studienfach, in dem
der héchste Hochschulabschluss erworben wurde; Hochschule, an der der héchste Hochschulabschluss
erworben wurde; bei Erwerb des héchsten Hochschulabschlusses aulRerhalb der Bundesrepublik Deutschland
der Staat, in dem der hdchste Hochschulabschluss erworben wurde;

Art der Qualifizierungsposition;

Vorqualifikation bei Erstberufung zur Professur; Jahr der Erstberufung zur Professur;

die Tatsache, ob sich die Person in einem Promotions- oder Habilitationsverfahren befindet;
Position in der Hochschulleitung;

© N o U ok

fur Habilitierte zusatzlich zu den Merkmalen nach den Nummern 1 bis 7 die Merkmale Jahr, Fachgebiet und
Hochschule der Habilitation; bei Habilitation auBerhalb der Bundesrepublik Deutschland der Staat, in dem
die Habilitation erworben wurde.

(6) Bei den in § 2 Nummer 1 genannten Einrichtungen wird jahrlich zum 1. Dezember die Anzahl der Mitglieder
von Hochschulraten nach Geschlecht erfasst.

(7) Bei den in § 2 Nummer 1 genannten Einrichtungen mit kameralistischem Rechnungswesen werden

die Ausgaben und Einnahmen erfasst. Bei Einrichtungen mit kaufmannischem Rechnungswesen werden

die Aufwendungen, Ertrage und Investitionsausgaben erfasst. Des Weiteren wird die Bezeichnung der
Hochschule erfasst. Die Erfassung nach den Satzen 1 und 2 erfolgt jeweils einschlieBlich der auf Verwahrkonten
bewirtschafteten Drittmittel und der internen Leistungsverrechnungen:

1. jahrlich:
a) nach Arten;
b) in fachlicher und organisatorischer Gliederung;

2. vierteljahrlich: nach Arten.
Die Erfassung der Drittmittel erfolgt zusatzlich nach Mittelgebern und Zweckbestimmung.

- Seite 3 von 8 -



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz und flr Verbraucherschutz
in Zusammenarbeit mit der juris GmbH - www.juris.de

§ 4 Erhebungsmerkmale bei Einrichtungen nach § 2 Nummer 1 und 2 (Hochschulen,
Hochschulkliniken sowie staatliche und kirchliche Prifungsamter)

Bei den in § 2 Nummer 1 und 2 genannten Einrichtungen werden flr die Prifungsteilnehmenden, soweit die
Merkmale nicht bereits nach § 3 Absatz 1 erhoben werden, folgende Erhebungsmerkmale semesterweise nach
Abschluss des Prufungsverfahrens erfasst:

1. Bezeichnung der Hochschule;

Geschlecht;

Geburtsmonat und -jahr;

Staatsangehdrigkeit;

Art und Fachrichtung der abgeschlossenen Prifung;
Monat und Jahr des Prifungsabschlusses;
Fachsemesterzahl beim Prifungsabschluss;
Prifungserfolg und Gesamtnote;

L o N o Uk WwN

bei Promotionsabsolventinnen und Promotionsabsolventen zusatzlich die Art der Promotion;

=
e

Anzahl der fir den Studiengang anerkannten ECTS-Punkte (ECTS: Europaisches System zur Ubertragung
und Akkumulierung von Studienleistungen);

[
[

Anzahl der fur den Studiengang anerkannten ECTS-Punkte auf Grund aulRerhalb der Hochschule
erworbener beruflicher Qualifikationen;

[
N

Anzahl der im Ausland erworbenen ECTS-Punkte, die an der jeweiligen Hochschule in Deutschland fir den
Studiengang anerkannt werden;

13. flr studienbezogene Auslandsaufenthalte jeweils Art des Aufenthalts; Dauer des Aufenthalts in Monaten;
Staat des Aufenthalts sowie Art des Mobilitatsprogrammes.

§ 5 Erhebungsmerkmale fiir Promovierende bei Einrichtungen nach § 2 Nummer 1 (Hochschulen und
Hochschulkliniken)

(1) Als Promovierende gelten Personen, die von einer zur Promotion berechtigten Einrichtung eine schriftliche
Bestatigung Uber die Annahme als Doktorandin oder Doktorand in dieser Einrichtung erhalten haben. Der
Zeitpunkt der Bestatigung gilt als Promotionsbeginn.

(2) Bei den in § 2 Nummer 1 genannten Einrichtungen werden flir die Promovierenden jahrlich zum 1. Dezember
folgende Erhebungsmerkmale erfasst:

1. Geschlecht;

2 Geburtsmonat und -jahr;

3. Staatsangehdrigkeit, weitere Staatsangehérigkeit;

4

Land, Kreis und Jahr des Erwerbs sowie Art der Hochschulzugangsberechtigung; bei Erwerb der
Hochschulzugangsberechtigung auerhalb der Bundesrepublik Deutschland der Staat des Erwerbs;

5. Bezeichnung der Hochschule sowie Semester und Jahr der Ersteinschreibung fur ein Studium; bei
Ersteinschreibung an einer Hochschule aullerhalb der Bundesrepublik Deutschland der Staat der
Hochschule;

6. Art, Fach, Semester, Monat und Jahr des bereits abgelegten Priifungsabschlusses sowie Prifungserfolg und
Gesamtnote abgelegter Prifungen;

7. Hochschule, an der der vorherige Abschluss erworben wurde; bei Erwerb des vorherigen Abschlusses
auBerhalb der Bundesrepublik Deutschland der Staat, in dem der vorherige Abschluss erworben wurde;

Bezeichnung der Hochschule, an der promoviert wird;
Art der Promotion;

10. Promotionsfach;

11. Art der Registrierung als Promovierender;
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12.  Immatrikulation als Promotionsstudierende oder Promotionsstudierender;

13. Monat und Jahr des Promotionsbeginns und der Beendigung des Promotionsverfahrens;
14. Teilnahme an einem strukturierten Promotionsprogramm;

15. Beschaftigungsverhaltnis an der Hochschule;

16. Art der Dissertation.

§ 6 Erhebungsmerkmale bei Einrichtungen nach § 2 Nummer 3 (Berufsakademien)

(1) Bei den in § 2 Nummer 3 genannten Einrichtungen werden flr alle Studierenden und Priafungsteilnehmenden
jahrlich jeweils nach Ablauf der Immatrikulationsfrist oder nach bestandener oder endgultig nicht bestandener
Abschlussprufung folgende Erhebungsmerkmale erfasst:

1. Geschlecht;

Geburtsmonat und -jahr;

Staatsangehdrigkeit;

Studiengang;

Land des Erwerbs und Art der Berufsakademiezugangsberechtigung;

o vk~ wNnN

Bezeichnung der Berufsakademie.

(2) Bei den in § 2 Nummer 3 genannten Einrichtungen werden flr Prifungsteilnehmende nach bestandener oder
endgultig nicht bestandener Abschlussprifung zusatzlich folgende Merkmale erfasst:

1. Art der Prifung;

2. Fach;

3. Prifungserfolg, Gesamtnote abgelegter Priifungen;
4

Auslandsaufenthalte nach Art des Aufenthalts; Dauer des Aufenthalts in Monaten; Staat des Aufenthalts; Art
des Mobilitatsprogramms.

(3) Bei den in § 2 Nummer 3 genannten Einrichtungen werden fir das Personal jahrlich zum 1. Dezember
folgende Merkmale erfasst:

1. fachliche und organisatorische Zugehorigkeit;
2. Geschlecht;

3. Dienst- oder Beschaftigungsverhaltnis;

4. Bezeichnung der Berufsakademie.

(4) Bei den in § 2 Nummer 3 genannten Einrichtungen werden fir das wissenschaftliche und kunstlerische
Personal jahrlich zum 1. Dezember zusatzlich zu den Merkmalen nach Absatz 3 die Merkmale Geburtsmonat und
-jahr erfasst.

(5) Bei den in § 2 Nummer 3 genannten Einrichtungen mit kameralistischem Rechnungswesen werden
die Ausgaben und Einnahmen erfasst. Bei Einrichtungen mit kaufmannischem Rechnungswesen werden
die Aufwendungen, Ertrage und Investitionsausgaben erfasst. Des Weiteren wird die Bezeichnung der
Berufsakademie erfasst:

1. jahrlich:
a) nach Arten;
b) infachlicher und organisatorischer Gliederung;

2. vierteljahrlich: nach Arten.
§ 7 Studienverlaufsstatistik

(1) Das Statistische Bundesamt und die statistischen Amter der Lander fithren eine Studienverlaufsstatistik mit
den folgenden nach § 3 Absatz 1 sowie den §§ 4 und 5 vorliegenden Angaben durch:
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fur Studierende und Prufungsteilnehmende:

a)
b)
c)
d)

e)
f)

Geschlecht;
Geburtsmonat und -jahr;
Staatsangehdrigkeit nach Landergruppen zusammengefasst;

Land, Jahr des Erwerbs und Art der Hochschulzugangsberechtigung; bei Erwerb der
Hochschulzugangsberechtigung auferhalb der Bundesrepublik Deutschland der Staat des Erwerbs;

berufspraktische Tatigkeit vor Aufnahme des Studiums;
Bezeichnung der Hochschule;

Bezeichnung der Hochschule der Ersteinschreibung; bei Ersteinschreibung aullerhalb der
Bundesrepublik Deutschland der Staat der Ersteinschreibung;

erster Studiengang;

Art der Studienunterbrechung;

Staat, in dem der vorherige Hochschulabschluss erworben wurde;

Art, Fach, Monat und Jahr des Priifungsabschlusses; Semester und Jahr der Exmatrikulation;
Prifungserfolg und Gesamtnote abgelegter Prifungen;

Hochschulsemester;

bei studienbezogenen Aufenthalten im Ausland: Art des Aufenthalts; Dauer des Aufenthalts in Monaten;
Staat des Aufenthalts; Art des Mobilitatsprogramms;

fir Promovierende:

a)
b)
c)
d)

Geschlecht;

Geburtsmonat und -jahr;

Staatsangehdrigkeit nach Landergruppen zusammengefasst;

Staat, in dem der vorherige Hochschulabschluss erworben wurde;

Bezeichnung der Hochschule, an der promoviert wird;

Art der Promotion;

Promotionsfach;

Art der Registrierung als Promovierender;

Monat und Jahr des Promotionsbeginns und der Beendigung des Promotionsverfahrens;
Immatrikulation als Promotionsstudierender.

(2) Das jeweils zustandige statistische Landesamt bildet fur jede Studierende und jeden Studierenden, jede
Prifungsteilnehmende und jeden Priifungsteilnehmenden sowie jede Promovierende und jeden Promovierenden
ein eindeutiges verschlusseltes und nicht rickverfolgbares Pseudonym nach dem jeweiligen Stand der Technik
aus den Hilfsmerkmalen nach § 9 Absatz 1 Nummer 3 sowie den Angaben zu folgenden Erhebungsmerkmalen:

Geschlecht;
Geburtsmonat und -jahr;

1.
2.
3.

Kreis und Jahr des Erwerbs sowie Art der Hochschulzugangsberechtigung; bei Erwerb der
Hochschulzugangsberechtigung auBerhalb der Bundesrepublik Deutschland der Staat des Erwerbs;

Bezeichnung der Hochschule sowie Jahr und Semester der Ersteinschreibung; bei Ersteinschreibung an einer
Hochschule auBerhalb der Bundesrepublik Deutschland der Staat der Hochschule.

(3) Das Pseudonym wird spatestens nach Abschluss der statistischen Aufbereitung erstellt. Daran anschliefend
werden die Hilfsmerkmale geldscht. Die Einzelangaben nach § 7 Absatz 1 werden mit den Pseudonymen auf
einem sicheren Kommunikationsweg nach dem jeweiligen Stand der Technik an eine zentrale Datenbank des
Statistischen Bundesamtes tbermittelt und dort gespeichert. Eine Riickiibermittlung der Pseudonyme an die
Hochschulen ist nicht zulassig.
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(4) Mit Hilfe der Pseudonyme durfen die Einzelangaben nach § 7 Absatz 1 mit den entsprechenden Einzelangaben
zurlckliegender Semester von den statistischen Amtern des Bundes und der Lander fur den jeweiligen
Zustandigkeitsbereich zusammengefihrt werden, um Analysen Uber Studienverlaufe durchzufihren.

(5) Die Pseudonyme sowie die in Absatz 4 dargestellten Zusammenfihrungen werden achtzehn Jahre nach dem
letzten Hochschulabschluss, der Exmatrikulation und vier Jahre nach Beendigung des Promotionsverfahrens
geldscht.

§ 8 Auswertungsdatenbank Hochschulstatistik

Die Einzelangaben nach § 3 Absatz 1, 3 bis 5 und 7, den §§ 4 und 5 dieses Gesetzes sowie nach § 3 Absatz
1 Nummer 1 Buchstabe d und Nummer 2 Buchstabe ¢ des Finanz- und Personalstatistikgesetzes in der
jeweils geltenden Fassung dirfen zur Erstellung von Standard- und Sonderauswertungen im Rahmen der
Hochschulplanung und -steuerung sowie der Bildungs- und Forschungsberichterstattung in einer zentralen
Auswertungsdatenbank des Statistischen Bundesamtes gespeichert werden. Das Statistische Bundesamt
und die statistischen Amter der Lander dirfen die Datenbank fir Auswertungen in ihrem jeweiligen
Zustandigkeitsbereich nutzen.

§ 9 Hilfsmerkmale

(1) Hilfsmerkmale sind:

1. fur die Erhebungen nach den §§ 3 bis 6:
die Vor- und Familiennamen sowie Kontaktdaten der fur Rickfragen zur Verfligung stehenden Personen,

2. flr die Erhebung nach § 3 Absatz 1 und 2 sowie § 4 zusatzlich:
die Matrikelnummer,

3. fur die Studienverlaufsstatistik nach § 7:
Geburtstag und die ersten vier Buchstaben des Vornamens der Studierenden, Prafungsteilnehmenden und
Promovierenden.

(2) § 12 Abs. 2 des Bundesstatistikgesetzes findet auf die Hilfsmerkmale nach Abs. 1 Nr. 2 keine Anwendung.
§ 10 Auskunftserteilung

(1) FUr die Erhebungen nach den §§ 3 bis 6 besteht Auskunftspflicht.

—_

2) Auskunftspflichtig sind:

fur die Erhebungen nach den §§ 3 und 5 die Leitungen der in § 2 Nr. 1 genannten Einrichtungen,
fur die Erhebungen nach § 4 die Leitungen der in § 2 Nr. 1 und 2 genannten Einrichtungen,

fur die Erhebungen nach § 6 die Leitungen der in § 2 Nummer 3 genannten Einrichtungen,

P w e

fur die Hilfsmerkmale nach § 9 Absatz 1 Nummer 3 die Leitungen der in § 2 Nummer 1 genannten
Einrichtungen.

(3) Die Angaben zu § 9 Absatz 1 Nummer 1 sind freiwillig.

(4) Die Ausklnfte nach Absatz 2 Nummer 1 bis 4 sind aus den Unterlagen der in § 2 Nummer 1 bis 3 genannten
Einrichtungen zu erteilen.

(5) (weggefallen)
§ 11 Veroffentlichung und Ubermittlung von Tabellen

(1) Ergebnisse der Hochschulstatistik dirfen auf die einzelne Hochschule und einzelne Hochschulstandorte
bezogen veroffentlicht werden.

(2) An die fur Wissenschaft und Forschung zustandigen obersten Landes- und Bundesbehdrden dirfen fir die
Verwendung gegenulber den gesetzgebenden Kérperschaften und fir Zwecke der Planung, jedoch nicht fur die
Regelung von Einzelféllen, vom Statistischen Bundesamt und den statistischen Amtern der Lander Tabellen mit
statistischen Ergebnissen Gbermittelt werden, auch soweit Tabellenfelder nur einen einzigen Fall ausweisen.
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§ 12 AusschubB fir die Hochschulstatistik
(1) Beim Statistischen Bundesamt wird ein AusschuR flr die Hochschulstatistik gebildet.

(2) Der Ausschul® berat das Statistische Bundesamt bei der Erfillung seiner ihm nach diesem Gesetz obliegenden
Aufgaben, insbesondere bei der Erstellung des Erhebungs- und Aufbereitungsprogramms und dessen jahrlicher
Anpassung an die Bedurfnisse der Hochschulplanung. Das Statistische Bundesamt hat die Vorschlage des
Ausschusses in statistisch-methodischer Hinsicht zu prifen und im Rahmen der rechtlichen und finanziellen
Mdglichkeiten zu berlicksichtigen. Der Ausschuf8 hat (iber seine Arbeit in der Regel alle vier Jahre einen
schriftlichen Bericht vorzulegen, der den gesetzgebenden Kérperschaften zuzuleiten ist.

(3) Der Ausschuf setzt sich zusammen aus:
dem Prasidenten des Statistischen Bundesamtes oder seinem Vertreter,
funf Vertretern der Bundesministerien, mit zusammen sechzehn Stimmen, die einheitlich abzugeben sind,

1
2
3. je einem Vertreter der fiir die Hochschulen zustandigen obersten Landesbehdrden,
4. einem Vertreter des Wissenschaftsrates,

5

sieben die Hochschulen vertretenden Personen, darunter eine die privaten Hochschulen vertretende Person;
von den in Satz 1 genannten Personen muss mindestens eine vertretende Person der Hochschulverwaltung
angehoren,

6. drei Vertretern von wissenschaftlichen Einrichtungen, die mit Fragen der Hochschulplanung oder dem
Aufbau und Betrieb eines Informationssystems im Hochschulbereich befalst sind.

(4) Vertreter der fur die Durchfihrung von Bundesstatistiken zustandigen Landesbehdrden nehmen an den
Sitzungen des Ausschusses mit beratender Stimme teil. Der Vorsitzende kann weitere Sachverstandige zu den
Sitzungen einladen.

(5) Die Vertreter nach Absatz 3 Nr. 5 werden von der zentralen Reprasentanz der Hochschulen
(Hochschulrektorenkonferenz bzw. Verband der Privaten Hochschulen) bestimmt.

(6) Die Vertreter nach Absatz 3 Nr. 6 werden durch den Vorsitzenden auf Vorschlag der in Frage kommenden
Einrichtungen berufen; das Bundesministerium fr Bildung und Forschung bestimmt die vorschlagsberechtigten
Einrichtungen.

§ 13 Ubergangsvorschrift

(1) Die Erhebungen zu Studierenden und Prifungen nach § 3 Absatz 1 sowie § 4 werden erstmals im
Sommersemester 2017 durchgefiihrt. Die Erhebung zum Personal nach § 3 Absatz 4 und 5 erfolgt erstmals fur
das Berichtsjahr 2016. Bis dahin werden die Erhebungen zu Studierenden, Prifungen und Personal nach § 3 in
der bis zum 29. Februar 2016 geltenden Fassung des Gesetzes durchgefihrt.

(2) Die Erhebungen zu den Hochschulraten nach § 3 Absatz 6, zu den Promovierenden nach § 5 und zu den
Berufsakademien nach § 6 werden erstmals flr das Berichtsjahr 2017 durchgefihrt.
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Begrindung zum Gesetz vom 2. November 1990
(BT-Drucks. Nr. 11/5832 vom 27. November 1989)

A. Allgemeiner Teil

Mit dem Entwurf einer Novelle zum Hochschulstatistikgesetz soll den verfassungsrechtlichen
Grundsatzen entsprochen werden, die sich aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom
15. Dezember 1983 zum Volkszéhlungsgesetz (BVerfGE 65, 1) sowie dem Bundesstatistikgesetz
(BStatG) vom 22. Januar 1987 (BGBI. | S. 462, 565) ergeben.

Die Anpassung des Erhebungsprogramms und der Erhebungsverfahren an die verfassungsrecht-
lichen Anforderungen schlief3t auch inhaltliche Veranderungen des Erhebungsprogramms ein, die
zur Sicherung vielfaltiger Informationsbedurfnisse der Hochschulpolitik und -planung erforderlich
sind.

Die mit dem vorliegenden Gesetzentwurf angestrebte Neugestaltung der Hochschulstatistik geht
von folgenden Gesichtspunkten aus:

1. Das geltende Hochschulstatistikgesetz stiitzt sich auf ein Erhebungsverfahren, bei dem die
Statistik zugleich als Grundlage fur die Arbeit der Hochschulverwaltung dient; die personenbe-
zogenen Erhebungen zur Studenten-, Prifungs- und Personalstatistik dienen gleichzeitig inter-
nen Verwaltungszwecken. Das Bundesverfassungsgericht halt es im Hinblick auf das ,informa-
tionelle Selbstbestimmungsrecht” fir bedenklich, die fur statistische Zwecke erhobenen perso-
nenbezogenen Daten gleichzeitig fur Zwecke der Verwaltung zu verwenden. Dem tragt der Ge-
setzentwurf dadurch Rechnung, dal3 er die Auskunftspflicht &ndert. Wahrend bisher die primar
fur statistische Zwecke vom Studenten erhobenen Daten in vollem Umfang auch der Verwal-
tung zur Verfigung standen, wird kinftig von dem Datensatz ausgegangen, den die Hoch-
schulverwaltung fir ihre administrativen Zwecke erhebt. Auf der Basis dieser Verwaltungsunter-
lagen wird die Studentenstatistik als Sekundéarstatistik durchgefiihrt werden.

Das Verfahren bei der sechsjahrigen Personalstatistik nach § 3 Abs. 4 wird datenschutzrecht-
lich zusatzlich abgesichert, indem bei der Neuregelung auf die bisher z. T. weitgehende Mitwir-
kung der Hochschulverwaltungen bei der Erhebung verzichtet wird. Die Neuregelung verhin-
dert, daf? die Verwaltungen Einblick in die Unterlagen erhalten oder Kontrollbefugnisse im Ver-
fahren ausuben kdnnen.

2. Auf die im bisherigen Hochschulstatistikgesetz konzipierte Studienverlaufsstatistik in Form einer
halbjahrlichen Verknipfung von Einzeldaten der Studentenbestandsdateien miteinander und
mit der jahrlichen Prifungsteilnehmerdatei - unter Verwendung von sog. ldentifikationsmerkma-
len, die aus personenbezogenen Daten entwickelt werden und reidentifizierbar bleiben - soll
kinftig verzichtet werden. Die Bundesregierung hat sich nach sorgféltiger Prifung aller rechtli-
chen und fachlichen Argumente (vgl. Stellungnahme des Bundesrates in der 10. Legislaturperi-
ode, BR-Drucksache 64/86 vom 14. Marz 1986 sowie 8. Bericht des Ausschusses fiur die
Hochschulstatistik, BR-Drucksache 111/88 vom 7. Marz 1988) erneut fur eine Losung ohne
Verlaufsstatistik entschieden, um den verfassungs- und datenschutzrechtlichen Erfordernissen
hinreichend Rechnung zu tragen.

3. Informationsverluste, die durch den Verzicht auf eine Studienverlaufsstatistik eintreten kénnen,
- deren voller Ausbau und volle Funktionsfahigkeit vorausgesetzt - sollen durch den vorliegen-
den Gesetzentwurf soweit wie méglich vermieden werden. Dem dient insbesondere:

— eine Verbesserung der bisherigen Studentenbestandsstatistik durch zusatzliche Feststellun-
gen des Studienfach- und Hochschulwechsels.

Daraus lassen sich differenzierte Aussagen uber die Wechselbewegungen nach einzelnen
Hochschulen und Semestern ableiten (vgl. § 3 Abs. 1 Nr. 1);
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— eine Verbesserung der bei den Prufungsamtern durchzufihrenden Erhebungen Uber Pri-
fungsteilnehmer (8 3 Abs. 2) durch Einbeziehung (neben Art und Fachrichtung der Prifung
sowie Prufungserfolg) auch des Geschlechts, des Alters, der im Einzelfall bis zur Prufung
absolvierten Fachsemester und der Gesamtnote in den Fragenkatalog;

— die von den Landern angestrebte Ubernahme der Priifungsergebnisse in den Datenkatalog
der Studentenverwaltung zu einem zusammengefalRten Datensatz, der auch fir zusatzliche
statistische Auswertungen zum Studienverlauf der Absolventen genutzt werden kann.

Fur die Neugestaltung ist auch zu berticksichtigen, daf? die sozial-wissenschaftliche Forschung
im Verlauf der beiden letzten Jahrzehnte ein reichhaltiges methodisches Instrumentarium zur
Erfassung und Auswertung hochschulpolitisch relevanter Zusammenhéange in Form von Panel-
Erhebungen und sonstigen Untersuchungsansatzen auf Stichprobenbasis entwickelt hat. Durch
volle Ausnutzung der vorhandenen und weiteren Verbesserung dieser Mdéglichkeiten kénnen
auf diesem Wege auch wichtige Erkenntnisse Uber den Studienverlauf in mehr oder weniger
aggregierter Form gewonnen werden.

4. Die Schulerbefragung in den AbschluZklassen der Sekundarstufe Il (Abiturientenbefragung)
soll entfallen. Eine Befragung mit Auskunftspflicht, die die Studien- und Ausbildungsabsichten
zum Gegenstand hat, kdnnte ein unzulassiges ,Eindringen in den Persdnlichkeitsbereich* des
Befragten darstellen (BVerfGE 27, 6 ff.), auch weil es sich um Zukunftserwartungen junger
Menschen handelt, die nicht jeder unbedingt offenbaren will. Hinzu kommen Zweifel an der
Verwertbarkeit dieser Erkenntnisse fur prognostische Zwecke, weil ein Teil der Befragten un-
entschlossen ist bzw. keine schlissigen Antworten gibt.

Programme fir ein bundesweites Berichtssystem Uber die Studien- und Berufsabsichten von
Schilern in AbschluRklassen auf Stichprobenbasis ab 1992 sind in Vorbereitung.

5. Spezielle Weitergabemoglichkeiten fir personenbezogene Datensatze, wie sie das bisherige
Hochschulstatistikgesetz in 8 15 vorsieht, wird es kinftig nicht mehr geben. Allerdings muf3 si-
chergestellt werden, dai3 die Ergebnisse der Hochschulstatistik den fiir die Hochschulpolitik und
- planung zustandigen Stellen auch in einer tief differenzierten Aufgliederung bis zur Ebene der
einzelnen Hochschulen zur Verfiigung gestellt werden kdnnen.

Dem dient die Regelung in § 8 des vorliegenden Entwurfs. Dabei ist zu beachten, dal3 im Rah-
men von tief gegliederten Tabellen auch die Vero6ffentlichung von Tabellen mit ,Tabelleneinsen*
nicht grundsatzlich ausgeschlossen ist. Vielmehr unterliegen Einzelangaben dieser Art keiner
Geheimhaltung, wenn sie dem Befragten oder Betroffenen nicht zuzuordnen sind (§ 16 Abs. 1
Nr. 4 BStatG). Aufgrund der bisherigen Erfahrungen mit Tabellenauswertungen fir Ministerien,
den Wissenschaftsrat und andere Nutzer der Hochschulstatistik durch das Statistische Bun-
desamt kann davon ausgegangen werden, dalR der weitaus Uberwiegende Teil des bestehen-
den Informationsbedarfs dieser Stellen auch kiinftig ohne besondere Probleme gedeckt werden
kann.

6. Die zu erfassenden Erhebungsmerkmale wurden prazisiert (vgl. 8 3).

7. Im Hinblick auf den Grundsatz der VerhaltnismafRigkeit wurde auch gepriift, ob und in welchem
Umfang bei den einzelnen Hochschulstatistiken auf Totalerhebungen verzichtet werden kann
und ob statt dessen reprasentative Stichprobenverfahren maglich sind. Dabei hat sich gezeigt,
dal3 unter anderem wegen des notwendigen Nachweises statistischer Ergebnisse bis zur Uni-
versitatsebene Totalerhebungen zwingend erforderlich sind.

8. Der Entwurf konnte im Ubrigen auf die Regelung allgemeiner statistischer Grundsatze verzich-
ten, da die neuen oder erweiterten Vorkehrungen fur die Durchfihrung und Organisation der
Datenerhebung und - verarbeitung des Bundesstatistikgesetzes grundsatzlich fur alle Bundes-
statistiken gelten.

Die Erhebungen bleiben insgesamt im bisherigen Rahmen, so daf? sich daher keine Auswirkungen
auf Einzelpreise und das Preisniveau bzw. das Verbraucherpreisniveau ergeben.



HStatG 505

B. Besonderer Teil
Zusgl

Zum Hochschulbereich gehdren die Universitaten (einschlie3lich der Technischen Hochschulen),
die Gesamthochschulen, die Padagogischen- oder Erziehungswissenschaftlichen Hochschulen,
die Kunst- und Musikhochschulen, die Fachhochschulen sowie eine Reihe von Hochschulen fir
bestimmte Fachrichtungen. Das Ineinanderspiel von Planungs- und Statistikerfordernissen und die
Interdependenzen des gesamten Hochschulbereichs machen es erforderlich, den gesamten
Hochschulbereich in die Statistik einzubeziehen.

Absatz 2 entspricht dem geltenden § 1 Abs. 2 des Hochschulstatistikgesetzes mit der Mal3gabe,
daR’ entsprechend der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum Volkszahlungsgesetz,
die die Trennung von Statistik und Verwaltung fordert, die Verwaltungszwecke nicht mehr aufge-
fuhrt werden. Er verpflichtet den Bund ausdricklich, das Erhebungs- und Aufbereitungsprogramm
der Hochschulstatistik auch in einer fir die Zwecke der Lander und Hochschulen geeigneten Form
zu gestalten. Diese Verpflichtung ergibt sich neben den allgemeinen Grundsétzen des Bundessta-
tistikgesetzes aus dem besonderen Charakter des Zusammenwirkens von Bund und Landern im
Rahmen von Artikel 91 a Abs. 1 Nr. 1 und Artikel 91 b des Grundgesetzes. Die konkrete Ausge-
staltung dieser Gemeinschaftsaufgabe erfordert und ermdglicht zugleich eine engere, im Interesse
einer rationellen Gestaltung der Hochschulstatistik liegende Abstimmung der Erhebungs- und Auf-
bereitungsprogramme dieser Bundesstatistik auch unter weitgehender Beriicksichtigung lander-
und hochschulbezogener Gesichtspunkte.

Auf den bisherigen Absatz 3 des § 1, der die L&nder zu statistischen Landesregelungen verpflich-
tet, soll verzichtet werden; den Landern steht es ohnehin frei, eigene Statistikgesetze fir Zwecke
des Landes zu erlassen.

Zu 8?2

Es sollen nicht nur die nach Landesrecht staatlichen Hochschulen und Hochschulen des Bundes,
sondern auch die staatlich anerkannten (privaten) Hochschulen von der Hochschulstatistik erfaf3t
werden.

Nicht mehr in die kunftige Hochschulstatistik einbezogen sind die Schiler in den Abschluf3klassen
an den Bildungseinrichtungen der Sekundarstufe 1. Neu aufgenommen sind die Studentenwohn-
platze aul3erhalb von Wohnheimen, soweit sie mit 6ffentlichen Mitteln errichtet sind oder gefordert
werden.

Zu 83

Die Erhebung fir die Studenten nach Absatz 1 Nr. 1 erfolgt auf der Grundlage der von den Hoch-
schulen fir Verwaltungszwecke erhobenen Daten. Der Erhebungskatalog ist gegentber der Be-
standsstatistik nach geltendem Recht etwas erweitert worden, um - auch in Anbetracht des Ver-
zichts auf die Studienverlaufsstatistik- bestimmte verlaufsanalytische Feststellungen treffen zu
kénnen. Die Erweiterung betrifft Angaben Uber Erfolg und Zeitpunkt abgelegter Prifungen, tber
die im Vorsemester besuchte Hochschule, die derzeit besuchte weitere Hochschule, den Studien-
gang sowie Studienunterbrechungen und Studienaufenthalte im Ausland. Ferner sollen evtl. ab-
solvierte Praxissemester und Semester an Studienkollegs festgestellt werden.

Bei der Unterscheidung des Horerstatus nach Haupt-, Nebenhorer und Studienkollegiaten werden
die zwischen dem Statistischen Bundesamt und den statistischen Amtern der Lander vereinbarten
Definitionen zugrunde gelegt. Danach sind Haupthérer nur an einer Hochschule eingeschrieben
oder werden -bei Mehrfacheinschreibung - derjenigen Hochschule als Haupthdrer zugeordnet, an
der sie zuerst immatrikuliert wurden. Nebenhdrer (Zweithorer) sind an einer zweiten Hochschule
eingeschrieben, die sie als ,Nebenhdrer* meldet. Besucher von Studienkollegs fir Studienbewer-
ber aus dem Ausland werden ebenfalls als Studenten mit besonderem Hérerstatus erfal3t.
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Beim Erhebungsmerkmal Art des Studiums handelt es sich z. B. um die Erfassung der Vollzeit-,
Teilzeit-, Pradsenz- und Fernstudien; der Praxissemester; der Erst-, Zusatz-, Ergdnzungs-, Aufbau-,
Weiterbildungs- und Promotionsstudien.

Die semesterweise (halbjahrliche) Erhebung der Studenten (Absatz 1 Nr. 1) und der Prifungsteil-
nehmer (Absatz 2) soll eine bundeseinheitliche und vergleichbare Zusammenstellung der statisti-
schen Ergebnisse sichern. Soweit einzelne Hochschulen (wie z. B. die Universitaten der Bundes-
wehr) ihre Studienabschnitte nach Trimestern oder anderen Kriterien abgrenzen, wird die Erhe-
bung der Daten - der bisherigen Praxis entsprechend - auf der Grundlage der nach Trimestern
unterteilten Ergebnisse durchgefihrt und die Zuordnung auf Halbjahresabschnitte im Benehmen
mit dem jeweils zustandigen Statistischen Amt vorgenommen. Als Grundlage fur die Statistik der
Habilitierten nach Absatz 1 Nr. 2 kamen nach dem Hochschulstatistikgesetz bisher sowohl § 8
Nr. 4 als auch 8§ 5 in Betracht. Mit der Neuregelung wird eine Vereinfachung des Erhebungsver-
fahrens sowie eine Reduzierung der Merkmale erreicht. In Absatz 1 Nr. 3 werden die bisher ge-
trennt geregelten Erhebungsteile fur das wissenschaftliche und kinstlerische Personal (aus § 5
der bisher geltenden Fassung) sowie fir das technische, Verwaltungs- und sonstige Personal (8 6
der bisher geltenden Fassung) zusammengefaldt, die auf der Grundlage der bei den Hochschulen
eingerichteten Personaldateien als Sekundarstatistik durchgefiihrt werden kénnen. In sechsjahrli-
chem Abstand ist dartiber hinaus eine Individualerhebung fur das wissenschaftliche und kinstleri-
sche Personal vorgesehen (vgl. Absatz 4).

Nach dem Verzicht auf die Studienverlaufsstatistik kommt der Prifungsstatistik der Prifungsamter
nach Absatz 2 ein besonderes Gewicht zu; aus den Angaben der Prifungséamter missen dabei
vor allem die fur die Kenntnis des Prufungserfolgs (nach erfolgter Prifung) wichtigen Daten ge-
wonnen werden.

Die bisher auf die Erfassung der Prifungen nach Studiengadngen und Prifungserfolg beschrénk-
ten Erhebungen bei den Prifungsamtern sollen um einige zusatzliche bei den Prufungséamtern
vorhandene Angaben erweitert werden. Dazu zahlen Angaben uber das Geschlecht, Geburtsmo-
nat und -jahr, die zuriickgelegten Fachsemester, Gesamtnote des jeweiligen Prifungsteilnehmers
sowie das Prifungsdatum. Es werden anonymisierte Einzeldatensatze der Prifungsteilnehmer
ohne Name, Anschrift und andere Identifikatoren erhoben, die fir Auswertungen in Verbindung mit
der Studentenbestandsstatistik bendtigt werden.

Die Erhebung der Merkmale nach Absatz 2 kommt nur in Betracht, wenn und soweit die betreffen-
den Daten nicht im Rahmen der Erhebung nach Absatz 1 Nr. 1 (Studentenstatistik) anfallen.

Der Wohnungsbedarf der Studenten muf3 bei der Hochschulbaupolitik berticksichtigt werden. Die
Hochschulplanung bendtigt deshalb statistische Unterlagen tber die 6ffentlich geforderten Studen-
tenwohnpléatze. Erfaldit werden nach Absatz 3 ohne Ricksicht auf die Rechtstragerschaft staatli-
che, kommunale, kirchliche und private Studentenwohnplétze in Wohnheimen und Wohngebau-
den, die mit 6ffentlichen Mitteln errichtet worden sind oder gefdrdert werden. Da Angaben Uber
Wohnplatze bei den ortlichen Studentenwerken auf der Grundlage der jeweiligen Landesgesetz-
gebung vorliegen, kommen diese als auskunftspflichtige Stelle in Betracht.

Uber die Ergebnisse der jahrlichen Personalstandsstatistik nach Absatz 1 Nr. 3 hinaus wird in Ab-
satz 4 wie bisher eine sechsjahrliche Erhebung beim wissenschaftlichen und kiinstlerischen Per-
sonal geregelt, die vor allem Aufschliisse Uber den wissenschaftlichen Nachwuchs, die berufliche
und wissenschaftliche Laufbahn und den fachlichen Schwerpunkt der Tatigkeit der Hochschulleh-
rer und die Personalwirtschaft der Hochschulen vermitteln soll. Die daftr notwendigen Angaben
sind nicht aus den Personaldateien der Hochschulen zu gewinnen, sondern wie bisher nur tber
Auskunfte bei den betroffenen Personen selbst zu erheben.
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Zu 84

Unter Nummer 1 werden die fur die Durchfihrung der hochschulstatistischen Erhebungen not-
wendigen Hilfsmerkmale geregelt.

Die Regelung unter Nummer 2 erleichtert Rickfragen bei den auskunftspflichtigen Stellen. Die
Angaben hierzu sind freiwillig (vgl. 8 5 Abs. 3).

Eine besondere Kennzeichnung der Einzeldatensatze der Sekundéarstatistiken (z. B. Studenten-
und Prifungsteilnehmerstatistik) mittels Hilfsmerkmalen, z. B. Matrikelnummer, ist entbehrlich,
weil fur evtl. Ruckfragen der Statistischen Landesamter laufende Nummern und Ordnungsnum-
mern zur Verfligung stehen.

Zu 85

Die Neuregelung der Auskunftserteilung ergibt sich vor allem aus der notwendigen Umgestaltung
der Erhebungen Uber Studenten und Personal. Die bisherige statistische Auskunftsverpflichtung
der Studenten entfallt. Die Statistik basiert kiinftig auf Verwaltungsdaten, die aufgrund landes-
rechtlicher Regelungen tber Inhalt und Verfahren der Immatrikulationen und des Ubrigen studenti-
schen Einschreibewesens vorhanden sind. Kinftig sind nach Absatz 2 Nr. 1 lediglich die Leiter der
Hochschulen gegeniiber den Statistischen Amtern auskunftspflichtig. Die Auskunftspflicht be-
schrénkt sich auf die Verwaltungsdaten, die bei den Hochschulen vorhanden sind (vgl. Absatz 3
Satz 2).

Die bisherige Regelung, nach der das Deutsche Studentenwerk Erhebungsstelle fir die statisti-
schen Meldungen Uber Wohnheimplatze und deren Trager war, entféllt. Die Neuregelung nach
Absatz 2 Nr. 3 knupft daran an, dal3 den 6rtlichen Studentenwerken aufgrund landesgesetzlicher
Bestimmungen die Mitwirkung bei der Vergabe offentlicher Mittel fur den Studentenwohnbau ob-
liegt. Die dabei anfallenden Verwaltungsdaten bilden die Grundlage fur die Meldungen der Studen-
tenwerke an die Statistischen Amter.

Nach Absatz 2 Nr. 4 ist das wissenschaftliche und kinstlerische Personal der Hochschulen (bei
der sechsjahrlichen Erhebung) gegeniber den Statistischen Landesamtern unmittelbar auskunfts-
pflichtig.

Zu 86

Die Ergebnisse der Hochschulstatistik haben vielfaltigen, im Zeitablauf immer wieder wechselnden
Anforderungen fir hochschulpolitische und -planerische Zwecke zu entsprechen. Die Aufgaben-
stellung der Bundesregierung in den Bereichen der allgemeinen Bildungsplanung, der Rahmen-
planung fir den Ausbau und Neubau von Hochschulen, der Ausbildungsforderung und der Forde-
rung des wissenschaftlichen Nachwuchses hat Informationsbedurfnisse zur Folge, die nur durch
flexibel gestaltbare Auswertungsprogramme befriedigt werden kdnnen. Sie setzen statistische
Ergebnisse voraus, die hoch spezialisierten Fragestellungen entsprechen und deshalb keinesfalls
in Form standardisierter, mit den Landern vorab festgelegter Tabellen- und Lieferprogramme be-
reitgestellt werden konnen. Hierzu kommt, daf3 hochschulpolitische MaRnahmen des Bundes na-
hezu ausnahmslos auch regionale, raumlich tief gegliederte Daten (fir Lander, Hochschulregionen
und einzelne Hochschulen) als Grundlage benétigen.
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Es muR3 deshalb sichergestellt werden, dal3 das Statistische Bundesamt fir Bundeszwecke Zu-
satzaufbereitungen unabhangig davon durchfihren kann, ob die Voraussetzungen des § 3 Abs. 1
Nr. 2 b des Bundesstatistikgesetzes vorliegen. Dartiber hinaus stellt § 6 klar, daf? Sonderaufberei-
tungen, unabhangig von einem eventuellen Bundeszweck durch das Statistische Bundesamt
durchgefuhrt werden konnen, soweit die statistischen Amter der Lander diese Aufbereitung selbst
nicht durchfihren. Dies gilt vor allem fur Anforderungen der Lander, des Wissenschaftsrats, der
HIS-GmbH oder anderen Planungsgremien. Damit ist gesichert, daf3 die in der bisherigen Praxis
bewihrte Arbeitsteilung zwischen den statistischen Amtern der Lander und des Bundes im Inte-
resse aller Nutzer der Hochschulstatistik auch fur die Zukunft gesichert bleibt.

Zu 87

Zur Durchfiihrung der Statistik des wissenschaftlichen und kiinstlerischen Personals (§ 3 Abs. 4)
ist die Weiterleitung von Namen und Anschriften der betroffenen Personen (Hilfsmerkmale nach
§ 4) durch die Leiter der Hochschulen notwendig.

Zu 88

Die Regelung soll die Veroffentlichung von Angaben, die eine einzelne Hochschule betreffen, je-
doch im Ubrigen nicht der Geheimhaltung unterliegen, ermdéglichen. Die Vorschrift nimmt die Aus-
kunfte von der statistischen Geheimhaltung aus, die der Leiter einer Hochschule oder eines Pri-
fungsamtes fur seine Einrichtung erteilt hat. Soweit die Auskiunfte einzelne Personen (Studenten,
Personal) betreffen, mithin personenbezogene Einzelangaben enthalten, unterliegen sie geman
§ 16 BStatG der Geheimhaltung.

Vgl. hierzu und zum Informationsbedarf der mit Hochschulplanung befafdten Stellen auch die Aus-
fuhrungen im allgemeinen Teil unter Nummer 5.

Zu 89

Die Vorschrift legt in Abweichung zum geltenden HStatG (8 17) die Periodizitat fur die Berichter-
stattung des Ausschusses an die gesetzgebenden Kérperschaften neu fest. An die Stelle eines
zweijahrlichen Rhythmus tritt eine Berichterstattung in Abstédnden von vier Jahren. Die bisherige
Erfahrung hat gezeigt, dal3 eine Berichterstattung in grof3eren Abstéanden ausreicht. Die Zahl der
Vertreter der Bundesministerien wird bei unverdnderter Stimmenzahl der Bundesvertreter von bis-
her drei auf finf erhoht.

Zu 810
Die Vorschrift enthalt die tbliche Berlin-Klausel.

Zu 811

Die Neuregelung der Hochschulstatistik erfordert Umstellungen sowohl fur die Erhebungs- und
Aufbereitungsprogramme als auch fiir die Erhebungsverfahren. Sie betreffen nicht nur die Statisti-
schen Amter, sondern auch die Verwaltungsorganisation der Hochschulen und Prifungsamter.
Eine angemessene Frist fur die notwendigen Anpassungen ist deshalb erforderlich.

Der vorgesehene Termin fur das Inkrafttreten bedeutet, daf’ die Studentenstatistik erstmals nach
Ablauf der Immatrikulationsfrist fir das Sommersemester 1992 erfolgt.
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Auszugsweiser Abdruck:

Begrindung zum Statistikdnderungsgesetz vom 2. Marz 1994
(BR-Drucks. Nr. 567/1/93 vom 14. Méarz 1993

Zu Artikel 3 a Nr. 1 und 2 Buchstabe b:

Die sogenannte ,Abiturientenbefragung” ist verzichtbar. Die bisher bei dieser Meinungsumfrage
ermittelten Ergebnisse liefern kein brauchbares und verlaRliches Bild Uber das Studierverhalten
einer Teilmenge der Hochschulzugangsberechtigten. Alle bisher gemessenen Zahlen zeigen, daf3
die Wunschvorstellungen der Abiturienten nicht mit ihrem tatsachlichen Verhalten in Einklang ste-
hen. Es ware besser, diesen Bereich in Form von Initiativbefragungen zu untersuchen. Mit dem
ersatzlosen Wegfall einer in sich geschlossenen Erhebung werden die Kosten fur die Erhebung,
Aufbereitung und Verdffentlichung gespart. Damit wird ein weiterer Beitrag zur Umsetzung der
FKP-Sparvorhaben geleistet.

Zu Artikel 3 a Nr. 2 Buchstabe a:

Es ist angezeigt, auch Einschrankungen bei der Hochschulstatistik vorzunehmen. Die semester-
weise Erhebung aller Studenten einschlie3lich der Gasthorer ist nicht erforderlich und kann daher
auf das Wintersemester beschrankt werden. Studienanfanger des 1. Hochschul- und Fachsemes-
ters, Exmatrikulierte und Priufungsteilnehmer missen jedoch weiterhin semesterweise, also auch
im Sommersemester, erfallt werden, da diese Angaben fur die Hochschulpolitik von besonderer
Bedeutung sind.

Auszugsweiser Abdruck:

Begrindung zum 3. Statistikbereinigungsgesetz vom 19. Dezember 1997

(BT-Drucks. Nr. 13/7392 vom 10. April 1997)

Zu Artikel 7

Die Vorschrift ordnet die Einstellung der jahrlichen Erhebung der Studentenwohnplatze an. Die
Informationen Uber Studentenwohnplatze, die mit 6ffentlichen Mitteln errichtet oder geférdert wor-
den sind, kénnen aus einer jahrlichen vom Deutschen Studentenwerk durchgeflihrten Geschéfts-
statistik gewonnen werden.
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(BT-Drucks. Nr. 13/8384 vom 11. August 1997)

Bericht der Abgeordneten Wolfgang Bosbach, Johannes Singer,
Manfred Such, Dr. Max Stadler und Ulla Jelpke

Zu Artikel 7 des Gesetzentwurfs (Hochschulstatistikgesetz)
1. In Artikel 7 ist nach Nummer 4 folgende Nummer 5 anzufiigen:
5. 8§ 6 wird wie folgt geandert:
a) Der bisherige Text wird Absatz 1.
b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 angefligt:
»An die fir Wissenschaft und Forschung zustandigen obersten Landes- und Bundesbe-
horden durfen fur die Verwendung gegeniber den gesetzgebenden Kdrperschaften und
fur Zwecke der Planung, jedoch nicht fur die Regelung von Einzelféllen, vom Statistischen

Bundesamt und den statistischen Amtern der Lander Tabellen mit statistischen Ergebnis-
sen Ubermittelt werden, auch soweit Tabellenfelder nur einen einzigen Fall ausweisen.”

Begrindung

Der neue Absatz 2 des § 6 Hochschulstatistikgesetz enthalt eine Ubermittlungsregelung geman
§ 16 Absatz 4 Bundesstatistikgesetz.

Damit soll den Bedurfnissen der Lander und des Bundes nach tiefgegliederten Statistiken aus
dem Hochschulbereich entsprochen werden. Bisher waren kostentrachtige Sonderauswertungen
fir Planungszwecke erforderlich gewesen, die durch die Einfilhrung der Ubermittlungsregelung
nicht mehr nétig sind. Einsparungen, sowohl bei den statistischen Amtern als auch bei den Lan-
desbehdrden, sind durch diese Ubermittlungsvorschrift in erheblichem MaRe moglich.
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Auszugsweiser Abdruck:

Begriindung des Entwurfs fiir das Gesetz zur Anderung des
Finanz- und Personalstatistikgesetzes sowie des Hochschulstatistikgesetzes
(jetzt Gesetz zur Anderung des Finanz- und Personalstatistikgesetzes,
des Hochschulstatistikgesetzes sowie des Gesetzes zum NATO-Truppenstatut
und zu den Zusatzvereinbarungen) vom 25. Juni 2005

(BT-Drucks. Nr. 15/5215 vom 7. April 2005)

Nachfolgend abgedruckt
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Begriindung

I. Allgemeiner Teil
1. Vorbemerkungen

Im Mittelpunkt des vorliegenden Entwurfs eines Artikel-
gesetzes steht das Finanz- und Personalstatistikgesetz (Arti-
kel 1). Anderungen im Hochschulstatistikgesetz sind in Ar-
tikel 2 geregelt. Aufgrund der umfangreichen Anderungen
des Wortlauts des Finanz- und Personalstatistikgesetzes und
als Beitrag zur Normenklarheit wird eine Bekanntmachungs-
erlaubnis aufgenommen (Artikel 3).

Die allgemeine Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt
sich aus Artikel 73 Nr. 11 GG (Statistik fiir Bundeszwecke).

Artikel 4 regelt das In-Kraft-Treten.

3. Zu Artikel 2

Mit dem Entwurf einer Novelle zum Hochschulstatistik-
gesetz soll dem aktuellen Datenbedarf von Hochschulen,
Ministerien und Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen
sowie den sich wandelnden Rechnungs- und Finanzierungs-
systemen der Hochschulen Rechnung getragen werden. Die
geltende Rechtsgrundlage 14sst nur eine Erfassung der Ein-
nahmen und Ausgaben in haushaltsméBiger Gliederung zu.
Die Orientierung der Hochschulfinanzstatistik an den Haus-
haltssystematiken ist jedoch nicht mehr zeitgemaB, da viele
Hochschulen Globalhaushalte erhalten haben, das kaufmén-
nische Rechnungswesen eingefiihrt haben und neue Finan-
zierungsquellen erschlieen miissen.
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II. Besonderer Teil
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Zu Artikel 2
Zu Nummer 1 (§ 3 HStatG)

Die Anderung des Erhebungszeitpunktes in der Habilita-
tionsstatistik nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 Hochschulstatistikgesetz
erfolgt mit dem Ziel der redaktionellen Klarstellung.

Die Erhebung der Staatsangehorigkeit des wissenschaft-
lichen und kiinstlerischen Personals nach § 3 Abs. 1 Nr. 4
Buchstabe b Hochschulstatistikgesetz ist erforderlich, um
Informationen iiber den Wissenschaftleraustausch und den
Grad der Internationalisierung der deutschen Hochschulen
zu gewinnen. Sie dient insbesondere der Vorbereitung plane-
rischer oder gesetzgeberischer MaBinahmen in diesem Be-
reich.

Nach § 3 Abs. 1 Nr. 6 Hochschulstatistikgesetz werden die
Ausgaben und Einnahmen der Hochschulen und der zum
Teil rechtlich selbststindigen Hochschulkliniken in einer
Gliederung nach Arten (haushaltsmiBige Gliederung) und
Lehr- und Forschungsbereichen (fachliche und organisatori-
sche Zuordnung) erhoben. Die Erhebung wird bei 6ffent-
lichen und privaten Hochschulen durchgefiihrt. Sie erstreckt
sich auf die im Haushalt der Tréger (z. B. dem Landeshaus-
halt), auf Verwahrkonten und in selbststindigen Korper-
schaftshaushalten nachgewiesenen Einnahmen und Aus-
gaben. Die Hochschulfinanzstatistik ist die einzige Statistik,
in der die Einnahmen und Ausgaben aller Hochschulen in
fachlicher Gliederung erfasst werden.

Die geltende Rechtsgrundlage bezieht sich ausschlieBlich
auf Hochschulen mit kameralistischer Buchfithrung. Das Er-
hebungsprogramm wird durch die Haushaltssystematiken
festgelegt. Dies ist jedoch nicht mehr ausreichend, da viele
Hochschulen das kaufménnische Rechnungswesen einge-
fiihrt haben. Durch die Neuregelung wird es mdglich sein,

die Aufwendungen, Ertrige und Investitionsausgaben dieser
Hochschulen in addquater Form zu erfassen.

Die Verselbststdndigung der Hochschulen und deren Aus-
gliederung aus den Haushalten der Lénder machen eine Be-
obachtung des Zahlungsverkehrs mit dem Hochschultriger
erforderlich. Bei den in die Landeshaushalte integrierten
Hochschulen fallen diese Zahlungen jedoch nicht an und
sind daher in den Haushaltssystematiken nicht in der erfor-
derlichen Form abgebildet. Die neue Gesetzesformulierung
ermoglicht die Erfassung des Zahlungsverkehrs mit dem
Hochschultréger.

Die Hochschulen sind zur Finanzierung ihrer Ausgaben im
steigenden MaBe auf Zusatzmittel und moderne Finanzie-
rungsinstrumente angewiesen. Diese Aspekte spiegeln sich
in den Haushaltssystematiken nur begrenzt wieder. Drittmit-
tel in einer Differenzierung nach den Zwecken Lehre und
Forschung bzw. separate Angaben zu Sachspenden, Sponso-
ringeinnahmen und den Finanzbeitrdgen der Studierenden
konnen beispielsweise nicht auf der Basis der derzeitigen
Regelung erhoben werden.

In Zukunft werden Drittmittel in einer Differenzierung nach
den Zwecken ,,Lehre und ,,Forschung* erhoben. Au3erdem
werden separate Angaben zu Sachspenden, Sponsoringein-
nahmen und den Finanzbeitragen der Studierenden erfasst.

Unterschiedliche Entwicklungen im Gebdudemanagement
der Hochschulen fiihren dazu, dass die Hochschulausgaben
in diesem Bereich wenig vergleichbar sind, denn die Hoch-
schulen sind teils Mieter, teils Eigentiimer der von ihnen
genutzten Gebdude. Eine aussagefdhige Hochschulfinanz-
statistik muss im Bereich des Gebdudemanagements Auf-
wands- bzw. Kostenaspekte beriicksichtigen, was auf der
Basis der derzeitigen Regelung nicht moglich ist.

Die Organisationsstrukturen der Hochschulen beeinflussen
die Hohe der den einzelnen Lehr- und Forschungsbereichen
zugeordneten Einnahmen und Ausgaben. Um die Aussage-
fahigkeit der fachlich gegliederten Finanzdaten weiter zu
verbessern, ist es erforderlich, die internen Leistungsver-
flechtungen zwischen den Lehr- und Forschungsbereichen
im Rahmen der Hochschulfinanzstatistik zu erfassen. Dies
ist auch eine Voraussetzung fiir eine produkt- bzw. ergebnis-
orientierte Darstellung der Hochschulfinanzen. Das neue Er-
hebungsprogramm fiir die Hochschulfinanzstatistik umfasst
eine Reihe von neuen Erhebungsmerkmalen (z. B. Dritt-
mittel nach Zweckbestimmung, interne Leistungsverrech-
nungen). Fiir die Bereitstellung dieser Daten miissen die
Hochschulen zum Teil vor Beginn des Haushaltsjahres Mo-
difikationen ihres Rechnungswesens vornehmen. Die Jah-
reserhebung zur Hochschulfinanzstatistik wird im Jahr nach
Abschluss des Jahres durchgefiihrt, auf die sich die Erhe-
bung bezieht. Die Erhebung fiir das Jahr 2004 findet im Jahr
2005 statt, die Erhebung fiir das Jahr 2005 im Jahr 2006. Um
den Hochschulen ausreichend Zeit fiir die Vorbereitung der
Datenlieferung zu geben, soll die Jahreserhebung nach dem
revidierten Erhebungsprogramm erstmals im Jahr 2007 fiir
das Jahr 2006 durchgefiihrt werden.

Die Einfiihrung einer vierteljdhrlichen Erhebung der Hoch-
schulfinanzen ist fiir Zwecke der Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen erforderlich. Diese benétigen fiir die Er-
fiillung von Anforderungen der EU vollstindige vierteljahr-
liche Informationen iiber die Staatsfinanzen — und damit
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auch iiber die Finanzen der ausgegliederten Hochschulen
(siche Verordnung (EG) Nr. 2121/2002 des Européischen
Parlaments und des Rates vom 10. Juni 2002 {iber die vier-
teljahrlichen Konten des Staates fiir nichtfinanzielle Trans-
aktionen (ABL EG Nr. 1 L 179 S. 1)). Die vierteljdhrliche
Erhebung der Hochschulfinanzen fiihrt aber auch dazu, dass
fiir bildungspolitische Zwecke Informationen iiber die aktu-
elle Entwicklung der Finanzen dieses Bereichs bereitgestellt
werden kdnnen.

Zu Nummer 2 (§ 4 HStatQG)

Die Anderung des § 4 Abs. 1 stellt sicher, dass zusitzlich zur
Telefonnummer auch die Telefaxnummer und die E-Mail-
Adresse (sog. Telekommunikationsanschlussnummern) fiir
eventuelle Riickfragen angegeben wird.

Zu Nummer 3 (§ 8 HStatG)

Die Berlin-Klausel (§ 8) kann entfallen. An deren Stelle tritt
eine Ubergangsvorschrift.

Umfangreiche Anderungen in der jéhrlichen Hochschulfi-
nanzstatistik nach § 3 Abs. 1 Nr. 6 Buchstabe a fiihren dazu,
dass diese erst zwei Jahre spiter wirksam werden kdnnen.
Das neue Erhebungsprogramm fiir die Hochschulfinanzsta-
tistik umfasst eine Reihe von neuen Erhebungsmerkmalen
(z. B. Dirittmittel nach Zweckbestimmung, interne Leis-
tungsverrechnungen). Fiir die Bereitstellung dieser Daten
miissen die Hochschulen zum Teil vor Beginn des Haus-
haltsjahres Modifikationen ihres Rechnungswesens vorneh-
men. Die Jahreserhebung zur Hochschulfinanzstatistik wird

im Jahr nach Abschluss des Jahres durchgefiihrt, auf die sich
die Erhebung bezieht. Die Erhebung fiir das Jahr 2004 findet
im Jahr 2005 statt, die Erhebung fiir das Jahr 2005 im Jahr
2006. Um den Hochschulen ausreichend Zeit fiir die Vorbe-
reitung der Datenlieferung zu geben, soll die Jahreserhebung
nach dem revidierten Erhebungsprogramm erstmals im Jahr
2007 fir das Jahr 2006 durchgefiihrt werden.
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Auszugsweiser Abdruck:

(BT-Drucks. Nr. 15/5366 vom 20. April 2005)

Nachfolgend abgedruckt
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Zur Uberschrift

Notwendige redaktionelle Anpassung der Uberschrift des
Artikelgesetzes an dem neu aufgenommenem Regelungs-
inhalt (Artikel 2a).

Zu Artikel 2 (Anderung des Hochschulstatistik-
gesetzes)
Zu Nummer 3 (§ 8)

Aufgrund eines redaktionellen Fehlers wurde im Gesetzent-
wurf versehentlich eine Streichung des Paragraphen 8 vorge-
sehen. Durch die Anderung wird diese Unrichtigkeit behoben.



	Deckblatt
	Gesetzestext
	Begründung
	BT-Drucks. Nr. 11/5832
	BR-Drucks- Nr. 567/1/93
	BR-Drucks. Nr. 13/7392
	BT_Drucks. Nr. 13/8384
	BT-Drucks. Nr. 15/5215
	BT-Drucks. Nr. 15/5366




